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Energiepreispauschale für Renten- und Versorgungsbeziehende 
(Stand: 22.09.2022)  
Wegen der anhaltenden hohen Preissteigerung im Energiebereich hat die Bundesregierung beschlossen, 
dass Renten- und Versorgungsbeziehende entlastet werden und eine Energiepreispauschale (EPP) in Höhe 
von 300 Euro erhalten sollen. 
Aus dem Beschlusstext geht hervor (gekürzt): 
- Eine Antragstellung ist nicht erforderlich. - Die Auszahlung erfolgt automatisch. - Im Sinne der 
Steuergerechtigkeit soll die EPP der Steuerpflicht unterliegen. - Die EPP wird nicht bei 
einkommensabhängigen Sozialleistungen angerechnet und unterliegt nicht der Beitragspflicht in der 
Sozialversicherung. - Die EPP kann nicht gepfändet werden. - Witwen, Witwer oder Waisen erhalten die 
EPP, sofern sie am 1. Dezember 2022 Anspruch auf Hinterbliebenenversorgungsbezüge nach dem 
Beamten- oder Soldatenversorgungsgesetz haben. - Wenn mehrere Versorgungsbezüge bezogen werden 
(z. B. Ruhegehalt und Witwengeld), wird die EPP nur einmal durch die jeweilige Rentenzahlstelle gezahlt. - 
Die EPP soll im Dezember 2022 mit den Versorgungsbezügen ausgezahlt werden. - Wenn die EPP trotz 
Anspruch nicht gezahlt wurde, ist Kontakt mit der für die Versorgungsbezüge zuständigen Stelle 
aufzunehmen. - Der Anspruch auf die Energiepreispauschale besteht nur bei einem Wohnsitz im Inland. 
(Stand: 11.10.2022) 
Deutscher Bundestag 20. Wahlperiode Drucksache 20/3938  
Gesetzentwurf der Fraktionen SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und FDP 
Der - Entwurf eines Gesetzes zur Zahlung einer Energiepauschale an Renten- und Versorgungsbeziehende 
und zur Erweiterung des Übergangsbereichs - ist über das Internet einsehbar.  
Da sich Beschluss und Entwurf inhaltlich auf Renten- und Versorgungsbeziehende des Bundes beziehen, 
stellt sich die Frage: 
- Versorgungsempfängerin bzw. Versorgungsempfänger auf Landesebene, erhalten diese auch eine 
Energiepreispauschale unter den oben genannten Vorgaben? 
Die Antwort aus dem Bundesministerium des Innern und für Heimat (BMI) lautet: 
- Ansprüche von Versorgungsempfängerinnen und Versorgungsempfänger eines Landes auf eine 
Energiepreispauschale kann nur der jeweilige Landesgesetzgeber regeln. Bitte wenden Sie sich für weitere 
Informationen an die für die Zahlung Ihrer Versorgungsbezüge zuständige Landesbehörde. 
Quellen: BMI, Deutscher Bundestag 
 

Doppelbezahlungen erlaubt 
(summa summarum DRV-Newsletter, Stand: 24.10.2022) 
2. Absatz aus dem Newsletter DRV (ungekürzt) 
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Rentenbeziehende können bereits als Beschäftigte die Energiepreispauschale erhalten haben. Diese 
Personen haben trotzdem Anspruch auf die Zahlung im Dezember. Es handelt sich hier nicht um eine 
unberechtigte Doppelbezahlung. Weder Sie noch die bei Ihnen beschäftigten Rentenbeziehenden müssen 
daher melden, wenn sie bereits eine Energiepreispauschale ausgezahlt beziehungsweise erhalten haben. 
Fragen und Antworten zum Thema „Energiepreispauschale“ finden Sie auf der Internetseite der Deutschen 
Rentenversicherung unter www.deutsche-rentenversicherung.de/energiepreispauschale und auf der 
Internetseite des BMAS unter www.bmas.de/DE/Service/Presse/Meldungen/2022/entlastung-fuer-bezieher-
von-renten-was-gilt.html . 
Für telefonische Auskünfte ist das Bürgertelefon des BMAS von montags bis donnerstags von 08:00 bis 
20:00 Uhr unter der Telefonnummer 030 221 911 001 erreichbar 
Quelle: DRV Deutsche Rentenversicherung Bund <newsletter-drv@drv-bund.de> 
 

Hilfe auf Rezept 
Aufgrund eines Beschlusses des Deutschen Bundestages können gesetzlich Krankenversicherte, die sich 
wegen einer Krankheit nach einer OP oder einer anderen Behandlung im Krankenhaus vorübergehend nicht 
selbst versorgen können, eine häusliche Krankenpflege oder Haushaltshilfe auf Rezept beantragen. 
Voraussetzung dafür ist, dass niemand zu Hause ist die Körperpflege, bei der Essensaufnahme, anderen 
häuslichen Arbeiten oder die Kinder versorgt zur Verfügung steht. Selbst entschieden werden kann, ob eine 
professionelle Kraft oder Verwandte bzw. Freunde die Hilfe übernehmen. In welchem Umfang 
Krankenkassen für eine Haushaltshilfe zahlen, hängt davon ab, welche Dinge noch selbst oder mit 
Unterstützung anderer verrichtet werden können. Die Unterstützung im Haushalt durch eine Servicekraft 
kann schriftlich bei der Krankenkasse beantragt werden. Zum ausgefüllten Formular muss eine 
Notwendigkeitsbescheinigung des behandelnden Arztes vorgelegt werden, in der die Diagnose und die 
daraus resultierenden Beeinträchtigungen aufgeführt sind. Weitere Angaben sind wichtig: Ab wann die Hilfe 
notwendig ist, für wie lange und in welchem Umfang die Hilfe gewährt werden sollte. Damit die Versorgung 
reibungslos klappt, sollte der Antrag schon während des Krankenhausaufenthalts auf den Weg gebracht 
werden. Die Unterstützung durch eine Haushaltshilfe ist auf höchstens vier Wochen pro Krankheitsepisode 
begrenzt, für die Hilfe von Kindern sind es 26 Wochen. Feinheiten sind bei der Krankenkasse zu erfragen. 
Unterstützung bieten Wohlfahrtsverband, Pflegedienst oder örtliche Dienstleister an. Krankenkassen sind 
verpflichtet zu beraten und Kontaktdaten zu nennen. Für eine selbst organisierte Ersatzkraft werden in 2022 
10,25 Euro pro Stunde durch die Kassen bezahlt, entscheidend ist der Rahmen der Satzungsleistung. 
Das Bundesgesundheitsministerium www.bundesgesundheitsministerium.de/haushaltshilfe.html und die 
Krankenkassen stellen umfangreiche Informationen zur Verfügung. 
Quellen: Krankenkassen, Bundesgesundheitsministerium  
 

Neuregelung des Niedersächsischen Besoldungsrechts 
Pressemitteilung: Hannover den 23.09.2022 11:14 Uhr (sehr gekürzt) 
Der niedersächsische Landtag hat am 23.09.2022 die Neuregelung des Niedersächsischen 
Besoldungsgesetzes sowie ein weiteres Gesetz zur Umsetzung von Anforderungen an die 
amtsangemessene Alimentation niedersächsischer Beamtinnen und Beamter beschlossen. Mit der 
Neuregelung werden zum 01.12.2022 die Bezüge der Beamtinnen und Beamten, Richterinnen und Richter 
sowie der Versorgungsempfängerinnen und Versorgungsempfänger um 2,8 Prozent angehoben. 
Diese Presseinformation liegt vollständig im Portal des Landes Niedersachsen vor: 
http://www.mf.niedersachsen.de/startseite/aktuelles/presseinformationen/landtag-beschliesst-neuregelung-
des-niedersächsischen-besoldungsrechts-215591.html  
Quelle: Nds. Finanzministerium 
 

Reha mit der Rentenversicherung 
Bewilligt die gesetzliche Rentenversicherung eine medizinische Rehabilitation, übernimmt sie auch den 
Löwenanteil der Kosten. Bei einer ambulanten Reha fallen grundsätzlich keine Kosten für die Reha an. Bei 
einer stationären Reha in einer Reha-Klinik besteht hingegen eine Zahlungspflicht für Unterkunft und 
Verpflegung. Die Zuzahlung beträgt in der Regel 10 Euro pro Kalendertag und ist auf 42 Tage pro 
Kalenderjahr gegrenzt. Bei einer „stationären Anschlussrehabilitation“, die direkt auf eine 
Krankenhausbehandlung folgt, müssen Patienten nur für 14 Tage zuzahlen. 
Liegt das monatliche Nettoeinkommen unter 1.317 Euro, können Patienten auf Antrag von der 
Zuzahlungspflicht befreit werden. 
Quelle: Deutsche Rentenversicherung 
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Rente und Solarstrom 
Sommer, Sonne, Sonnenschein freut die Besitzer von Photovoltaikanlagen. Vielen ist jedoch nicht bewusst, 
dass bei Bezug einer Erwerbsminderungs- oder einer vorgezogenen Altersrente Einkünfte aus Solarstrom- 
oder Windkraftanlagen als Hinzuverdienst gilt. Das ist dann der Fall, wenn diese Einnahmen im 
Einkommensteuerbescheid als Einkünfte aus Land- und Forstwirtschaft, Gewerbebetrieb oder 
selbstständiger Tätigkeit aufgeführt sind. Rentenbezieher müssen ihren Rentenversicherungsträger diese 
Einnahmen bekannt geben. In diesem Jahr wird es bei Altersrenten in den meisten Fällen jedoch nicht zu 
einer Rentenkürzung kommen. Der Freibetrag wurde während der Corona-Pandemie deutlich angehoben. 
Erst wenn die Einnahmen – ggf. durch Zusammenrechnung mit einer Beschäftigung – 46.060 Euro jährlich 
übersteigen, wird die Rente gekürzt. Bei der vollen Erwerbsminderungsrente ist aktuell ein Freibetrag in 
Höhe von 6.300 Euro maßgebend. 
Quelle: Deutsche Rentenversicherung 
 

Freie Arztwahl in Deutschland 
Das deutsche Gesundheitssystem muss sich im Vergleich zu anderen Ländern nicht verstecken. Das zeigt 
eine Studie des Wissenschaftlichen Instituts (WIP) der PKV. Der Grund dafür liegt in dem dualen System 
aus PKV und GKV. Das WIP hat in einer aktuellen Untersuchung die Gesundheitssysteme in 26 
europäischen Staaten verglichen. Im Mittelpunkt der Analyse standen die unterschiedlichen Zugangshürden 
in der Versorgung. In vielen Ländern sei die Wahlfreiheit in der Versorgung durch finanzielle Anreize 
eingeschränkt. Deutschland zeichnet sich durch eine hohe Wahlfreiheit und damit große 
Patientensouveränität aus. Die Studie kommt zu dem Ergebnis, dass das duale System im europäischen 
Vergleich über einen der umfangreichsten Leistungskataloge verfügt. Der Umfang der Absicherung im 
ambulanten und stationären Bereich zwischen den Ländern unterscheidet sich nicht sehr stark. Anders sieht 
es aus bei der zahnärztlichen und der Arzneimittelversorgung. Hier liegt Deutschland beim Leistungsumfang 
jeweils an der Spitze. Die Studie unterstreicht weiterhin, dass Deutschland auch mit Blick auf die 
Wartezeiten gut abschneidet. Wartezeiten sind bei uns nicht mit einer schlechten Versorgung gleich zu 
setzen. Kostenbeteiligungen seien ein gängiges Instrument zur Steuerung des Nachfrageverhaltens. Private 
Zuzahlungen spielen in allen Ländern eine Rolle, in Deutschland eine eher geringe. Ein Beleg für das hohe 
Absicherungsniveau in Deutschland ist die geringe Quote an Menschen, die hierzulande eine private 
Zusatzversicherung haben. In Belgien hatten im Jahr 2020 98,0 Prozent, in Frankreich 95,5 Prozent und in 
Deutschland nur 24,9 Prozent der Bevölkerung eine solche Police. Laut Studie ist der Anteil von Menschen 
mit Zusatzversicherungen in steuerfinanzierten Gesundheitssystemen geringer als in beitragsfinanzierten 
Systemen. Auch wenn Gesundheitsleistungen grundsätzlich verfügbar sind, werden sie zum Teil trotz eines 
bestehenden Bedarfs nicht in Anspruch genommen. Das liegt häufig an sogenannten weichen Faktoren wie 
der Gesundheitskompetenz, Bildung oder persönlicher Präferenz.  
Ein Beispiel ist die COVID-19-Impfung: Obwohl europaweit Impfstoffe sehr gut verfügbar sind, ist die 
Inanspruchnahme sehr unterschiedlich. Dabei zeige sich international bei den über 65-Jährigen ein enger 
Zusammenhang zwischen den Impfquoten bei Influenza und bei COVID-19, auch bei Influenza liegen wir 
eher im Mittelfeld. 
Quellen: PKV-Studie, Ärztezeitung 
 

Verkauf von Lebensversicherungen 
Immer wieder übertragen Versicherer Policen für die Altersvorsorge an internationale Aufkäufer. Wer vor 
Jahren eine Lebensversicherung (LV) abgeschlossen hat und nun erfährt, dass der Versicherer den eigenen 
LV-Vertrag weiterverkauft hat, muss sich vorerst keine Sorgen um sein Erspartes machen. Betroffene 
Verbraucher sollten aber genau aufpassen, was mit ihrem Vertrag beziehungsweise ihrer zusätzlichen 
Altersvorsorge passiert, raten die Verbraucherzentralen. Nach mehreren anderen Versicherungen hat 
kürzlich der Anbieter Axa angekündigt, 900.000 Verträge an eine Firma mit Hauptsitz auf den Bermudas zu 
übertragen. Wenige Tage zuvor hatte die Zürich Versicherung ihre Absicht bekanntgegeben, gut 720.000 
Lebensversicherungen zu veräußern.  
Grundsätzlich gilt bei solchen Millionen-Deals, auch Run-Off genannt: Die Bundesanstalt für 
Finanzdienstleistungsaufsicht (Bafin) muss zustimmen. Beruhigend für die Kunden sollte auch sein, dass die 
Behörde gesetzlich verpflichtet ist zu prüfen, ob der neue Vertragspartner alle Pflichten aus den 
übernommenen Verträgen zuverlässig erfüllen kann. Kunden dürfen nicht schlechter gestellt werden als 
bisher.  
Das heißt für Verbraucherinnen und Verbraucher: Sie sollten zunächst einmal Ruhe bewahren und ihren 
Vertrag nicht vorschnell kündigen. Dagegen spricht vor allem, dass ältere Verträge häufig noch eine hohe 
Garantieverzinsung bieten. Die von der Axa verkauften Verträge (fast alle) haben wohl (lt. Süddeutsche 
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Zeitung) eine Garantieverzinsung von 3,2 Prozent. Auch die sogenannten Bewertungsreserven und die 
bereits zugesicherten Überschüsse, von denen die Versicherten bei der Auszahlung profitieren, bleiben im 
Versicherungskollektiv erhalten beziehungsweise sind weiter zu erfüllen.  
Trotzdem sollte die jährliche Standmitteilung gelesen und diese mit den entsprechenden Mitteilungen der 
vergangenen Jahre verglichen werden. Hat sich darauf – auf nicht nachvollziehbare Weise – etwas 
verändert oder offensichtlich verschlechtert, sollte dieses von unabhängiger Seite, etwa einer 
Verbraucherzentrale, überprüft werden. Auch eine Beschwerde bei der Bafin (Bundesanstalt für 
Finanzdienstleistungsaufsicht) ist möglich.  
Laut Bafin sind in Deutschland die Erfahrungen beim Thema Run-off bislang nicht schlecht. Dennoch 
besteht bei deutschen Verbraucherschützern die Sorge, Aufkäufer der Versicherungen, hinter denen häufig 
große Finanzinvestoren stecken, könnten vor allem das Ziel haben, ihre Rendite zu maximieren. Außerdem 
dürften sie weniger Anreize haben, sich als fairer und service-orientierter Vertragspartner zu präsentieren. 
Das könnte insbesondere auch bei eingeschlossenen Zusatzversicherungen, wie einer 
Berufsunfähigkeitsrente von Nachteil sein, warnt die Verbraucherzentrale Nordrheinwest-Westfalen. Denn 
falls dann Kunden auf die Leistungen pochen, sei auf einmal ein anderer Versicherer zuständig, der 
schlimmstenfalls bei der gewünschten Auszahlung der Leistung restriktiver agiere. 
Quellen: Ihre Vorsorge, Verbraucherzentralen 
 


